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Infoblatt – betriebliche Krankenversicherung

Was ist betriebliche Krankenversicherung?

Die betriebliche Krankenversicherung ist eine Ergänzung
zur gesetzlichen Krankenvollversicherung. Sie ist daher ge-
nau genommen eine Krankenzusatzversicherung, die für
die gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmer vom Ar-
beitgeber abgeschlossen wird.

Die gesetzliche Krankenversicherung deckt als Pflichtver-
sicherung die Grundversorgung bei Krankheit ab. Die Leis-
tungen sind aber über die Jahre immer mehr einge-
schränkt worden, z.B. im Bereich des Zahnersatzes.

Viele Arbeitnehmer haben daher ein Interesse daran, den
Krankenversicherungsschutz zu erweitern. Dazu werden
bereits seit langer Zeit private Krankenzusatzversicherun-
gen angeboten, mit denen der Einzelne für sich und seine
Familie die weiteren Leistungen, z.B. Zahnersatz oder
Chefarztbehandlung im Krankenhaus, absichern kann.

Solche privaten Krankenzusatzversicherungen können je-
doch auch über den Arbeitgeber abgeschlossen werden.
Dies wurde begünstigt durch mehrere Urteile des Bundes-
finanzhofes (vom 14.04.2011, 07.06.2018 und
04.07.2018), wonach der Arbeitgeber seinen Arbeitneh-
mern die Versicherungsbeiträge unter bestimmten Um-
ständen als Sachlohn steuer- und sozialabgabenfrei ge-
währen kann.

Die Vorteile für Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden
von allen Unternehmen der Versicherungswirtschaft er-
läutert.

Struktur der betrieblichen Krankenversicherung

Wie in der betrieblichen Altersversorgung ist die Basis für
eine betriebliche Krankenversicherung eine arbeitsrecht-
liche Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer. Danach richtet sich, welche Rechte und Pflichten
jede der beiden Parteien im Hinblick auf die betriebliche
Krankenversicherung (bKV) hat. Das betrifft vor allem die
Frage, wer die Versicherungsbeiträge zu leisten hat, wel-
che Versicherungsleistungen umfasst sein sollen, was Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer im Krankheitsfall zu tun ha-
ben usw.

Erst danach kann ein Versicherungsvertrag, der diesen
Vorgaben entspricht, abgeschlossen werden. Versiche-
rungsnehmer ist der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer ist
versicherte Person.

In der Praxis läuft es derzeit genau anders herum - erst
wird ein Versicherungsvertrag abgeschlossen. Die not-
wendige arbeitsrechtliche Umsetzung unterbleibt oft-
mals.

Aus diesem Vorgehen können sich aber besondere Fall-
stricke und Haftungsrisiken ergeben.

Arbeitsrechtliche Vereinbarung unerlässlich!

Unbedingt notwendig ist, dass arbeitsrechtliche Regelun-
gen getroffen werden, in der die Rechte und Pflichten aller
Beteiligten klar definiert sind.

Wichtig: Sofern der Arbeitgeber die bKV fördert, ist er so-
gar verpflichtet, die Bedingungen zur Förderung dem Ar-
beitnehmer schriftlich auszuhändigen, § 1 Abs. 1 Ziffer 6
Nachweisgesetz (NachwG).

Es besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass der Arbeit-
nehmer den Arbeitgeber auf Zahlung in Anspruch nimmt,
wenn nicht klar ist, was die betriebliche Krankenversiche-
rung umfasst und wie diese Leistungen gewährt werden.
Es besteht daher immer ein Haftungsrisiko des Arbeitge-
bers.

Die folgenden Beispiele sollen verdeutlichen, was gesche-
hen kann, wenn das nicht klar ist:

1. Die Nutzung eines steuerlichen Vorteils (z.B. Sach-
lohn nach §§ 8 Abs. 2, 37b oder Barlohn nach § 40
EStG) ist nur sicher möglich, wenn dies arbeitsrecht-
lich zuvor vereinbart wurde. Darauf haben wir
schon seit langem hingewiesen. Das gilt aber in be-
sonderem Maß seit das BMF im Schreiben vom
10.10.2013 festgelegt hat, dass die Qualifizierung
der bKV-Beiträge als Sachlohn nur noch dann mög-
lich ist, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht
einfach nur einen Austausch „Versicherungsschutz
gegen Geld“ vereinbaren.

2. Der Arbeitgeber gewährt unter bestimmten Voraus-
setzungen einen Zuschuss. Er sollte klar definieren,
wie diese Voraussetzungen sind, denn sonst besteht
die Gefahr, dass Arbeitnehmer, die den Zuschuss
nicht bekommen sollen, gleichwohl einen Anspruch
haben können („betriebliche Übung“).

3. Der Arbeitgeber muss deutlich machen, welche Mit-
arbeiter überhaupt eine betriebliche Krankenversi-
cherung erhalten können (z.B. Verbot der sog. Dop-
pelversicherung). Macht er das nicht, nehmen evtl.
Arbeitnehmer Behandlungsleistungen in Anspruch,
für die eine Krankenversicherung gar nicht auf-
kommt. Dann muss der Arbeitgeber die Kosten evtl.
selbst übernehmen.

4. Der Arbeitnehmer muss wissen, dass er die Behand-
lungsleistungen in aller Regel zunächst verauslagen
muss und erst danach eine Erstattung von der Kran-
kenversicherung erhält. Zu dieser Information ist der
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Arbeitgeber verpflichtet. Wenn der Arbeitnehmer
diese Information nicht hat, er ärztliche Leistungen
in Anspruch nimmt, jedoch nicht über die notwendi-
gen Mittel zur Bezahlung verfügt, könnte der Arbeit-
geber für die „Zwischenfinanzierung“ herangezogen
werden, weil er den Arbeitnehmer nicht auf das Sys-
tem hingewiesen hat.

5. Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer zu ver-
einbaren, welche Leistungen umfasst sein sollen. Der
Arbeitnehmer muss verpflichtet werden, sich über
den Inhalt der betrieblichen Krankenversicherung
genau zu informieren. Im Bedarfsfall muss sicherge-
stellt sein, dass der Arbeitgeber nicht für die in An-
spruch genommenen Leistungen haftet, weil nicht
klar war, welche Leistungen der Arbeitnehmer in An-
spruch nehmen darf und welche nicht.

6. Muss der Arbeitgeber weiter zahlen, wenn der Ar-
beitnehmer in Elternzeit oder Mutterschutz geht?
Was ist bei lang andauernder Krankheit oder Wehr-
dienst? Was geschieht bei Streit über die Beendigung
des Arbeitsverhältnisses in einem Kündigungsschutz-
prozess? Diese Fragen sollten vor Eintritt des „Stör-
falls“ beantwortet werden.

Im Einzelnen sind hier viele Rechtsfragen offen. Daher
sollte eine umfassende Betriebsordnung erstellt werden,
die einerseits dazu führt, dass die Arbeitnehmer vollstän-
dig informiert sind und ihre Rechte und Pflichten kennen,
andererseits die Haftung des Arbeitgebers so weit wie
möglich reduziert wird.

Eine Betriebsordnung ist auch wichtig, damit der Arbeit-
geber auf veränderte Rahmenbedingungen reagieren
kann. Hier können Vorbehalte oder die Freiwilligkeit der
Leistung geregelt werden. Aber Achtung: rechtlich gese-
hen vertragen sich Vorbehalt und Freiwilligkeit nicht!

Wie wird eine Betriebsordnung vereinbart?

Eine Betriebsordnung kann ausdrücklich, schriftlich und
mündlich vereinbart oder auch einseitig vom Arbeitgeber
angeordnet werden. Nicht ausgeschlossen ist auch, dass
der Arbeitgeber unbewusst durch Aushändigung einer In-
formationsbroschüre eine betriebliche Krankenversiche-
rung zusagt (für die bAV: BAG, Urteil vom 22.12.2009 - 3
AZR 136/08).

Der häufigste - und gleichzeitig problematischste - Weg ist
jedoch die stillschweigende Geltung durch betriebliche
Übung. Dabei reicht es - vereinfacht ausgedrückt - schon
aus, wenn der Arbeitgeber dem Wunsch der Arbeitneh-
mer nachkommt, eine betriebliche Krankenversicherung
abzuschließen, aber in gewisser Weise gestaltend ein-
greift, z.B. durch Auswahl einer Versicherungsgesell-
schaft. Arbeitsrechtlicher Gleichbehandlungsgrundsatz
und Fürsorgepflicht sorgen dann dafür, dass eine Ände-
rung dieser „Gepflogenheiten“ oftmals nicht mehr ohne
weiteres möglich ist - schon besteht ein Haftungsrisiko.

Was folgt daraus?

Betriebliche Krankenversicherung hat viele Vorteile für Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber. Wie immer bei arbeitsrecht-
lichen Vereinbarungen muss es aber sauber gemacht wer-
den. Solche Regelungen kann nur ein Rechtsanwalt ent-
werfen. Rentenberatern ist insoweit eine Beratung nicht
gestattet.

Derzeit werden vielfach betriebliche Krankenversicherun-
gen ohne ein solches Regelwerk eingerichtet. Wir gehen
davon aus, dass aus den genannten Gründen in wenigen
Jahren eine Klagewelle auf die Unternehmen zukommt. Es
ist daher zu empfehlen, sich zu wappnen.

Was ist zu tun?

Schaffen Sie klare Regelungen! Geben Sie alle notwendi-
gen Hinweise! In einer professionellen Betriebsordnung
zur betrieblichen Krankenversicherung sind alle Aspekte
geregelt. Dadurch werden mehrere Ziele erreicht:

 Sicherheit für die Mitarbeiter hinsichtlich der Ab-
wicklung der arbeitnehmerfinanzierten betriebli-
chen Krankenversicherung

 Minimierung der Haftungsrisiken des Arbeitgebers
 (Sofern gewünscht:) Motivation der Mitarbeiter, po-

sitive Aspekte bei der Gewinnung neuer Mitarbeiter
und Bindung vorhandener Mitarbeiter an das Unter-
nehmen

Einfache Umsetzung

Diese Ziele können sehr einfach erreicht werden. Nutzen
Sie die Checkliste zur Einrichtung der bKV - und der Arbeit-
geber erhält innerhalb kurzer Zeit die Betriebsordnung so-
wie ein vollständiges Formularset für die Durchführung
der bKV im Unternehmen.

Ohne Umwege zum optimalen Ergebnis.

Sprechen Sie uns an. Wir verfügen über jahrelange und
vielfältige Erfahrungen und erstellen zu vorher vereinbar-
ten Festpreisen individuelle Betriebsordnungen.
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